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Mittlerer Verwaltungsdienst (Fachlehrgang V)

Verwaltungsrecht
Der Aufbau des Bescheids

	Kopf

	Art. 37 Abs. 3 Fall 1 BayVwVfG
	Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Behörde erkennen lassen.

	§ 21 Abs. 1 Satz 1 AGO
	Dienstliche Dokumente müssen mindestens Absender (Behördenbezeichnung, Angabe der Anschrift und der Telekommunikationsdienste), Empfänger, Datum, Geschäftszeichen, Bezug und Betreff enthalten.

	§ 22

Abs. 2 AGO

(vgl. Anlagen 1 und 2 zur AGO)
	Schreiben sollen grundsätzlich im persönlichen Briefstil mit Anrede und Schlussformel verfasst werden, es sei denn, der Briefstil ist nach Inhalt und Zweck des Schreibens nicht angebracht.


	Entscheidungssatz („Tenor“)

	Haupt-regelung(en)
	Art. 37 Abs. 1 BayVwVfG
	Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.

	Neben-bestimmung(en)
	Art. 36 BayVwVfG
	Befristung / Bedingung / Widerrufsvorbehalt /

Auflage / Auflagenvorbehalt

	Sofortige

Vollziehung
	§ 80

Abs. 2

Satz 1

Nr. 4

VwGO
	Die aufschiebende Wirkung entfällt nur in den Fällen, in denen die sofortige Vollziehung im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse eines Beteiligten ... besonders angeordnet wird.

	Androhung

eines

Zwangsmittels
	Art. 36 Abs. 1 Satz 1 VwZVG (§ 13 VwVG)
	Die Zwangsmittel müssen ... schriftlich angedroht werden.

	Kosten-entscheidung
	Nach Maßgabe der kostenrechtlichen Vorschriften des Bundes oder des KG, i.V.m. Kostenverzeichnis (Art. 5, 6 Abs. 1 Satz 1 KG) oder Kostensatzung (Art. 20 KG), s.o. C.II.


	Gründe (Funktion: Befriedung und Kontrolle)

	I.

Sachverhalt
	Art. 39 Abs. 1 Satz 2 Fall 1
und

Fall 2 BayVwVfG
	In der Begründung sind die wesentlichen

tatsächlichen
und rechtlichen Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben.

	II.

Rechtliche

Würdigung
	
	

	Zuständigkeit, Rechtsgrundlage und Voraussetzungen

	evtl.:

Ermessenserwägungen
	Art. 39

Abs. 1 Satz 3 BayVwVfG
	Die Begründung von Ermessensentscheidungen soll auch die Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens ausgegangen ist.

	Adressat
	Art. 9 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 LStVG

	Anordnung der

sofortigen Vollziehung
	§ 80

Abs. 3 Satz 1 VwGO
	In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 4 ist das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung des Verwaltungsakts schriftlich zu begründen.

	Zwangsmittel und Kosten


	Rechtsbehelfsbelehrung

	§ 58 Abs. 1 VwGO
	Die Frist für ein Rechtsmittel oder einen anderen Rechtsbehelf beginnt nur zu laufen, wenn der Beteiligte über den Rechtsbehelf, die Verwaltungsbehörde oder das Gericht, bei denen der Rechtsbehelf anzubringen ist, den Sitz und die einzuhaltende Frist schriftlich belehrt worden ist.


	Unterschrift

	Art. 37 Abs. 3 Satz 1 Fall 2 BayVwVfG
	Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss ... die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behördenleiters, seines Vertreters oder seines Beauftragten enthalten.

	Art. 37 Abs. 5 Satz 1 BayVwVfG
	Bei einem schriftlichen Verwaltungsakt, der mit Hilfe automatischer Einrichtungen erlassen wird, können abweichend von Absatz 3 Unterschrift und Namenswiedergabe fehlen.
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